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Der Themenschwerpunkt der diesjährigen Herbsttagung „Illegale Migration“ ist nicht
nur für Politik sowie für Polizei- und Ausländerbehörden von hoher Aktualität. Auch
die Wirtschaft, hier vorrangig die Luftverkehrsindustrie, muss sich in zunehmendem
Maße mit dieser Thematik auseinandersetzen. Dabei stehen für die
Luftverkehrsgesellschaften verständlicherweise weniger die Auswirkungen illegaler
Migration auf die Gesellschaft im Vordergrund, sondern vielmehr die Erfüllung
gesetzlicher Vorgaben im grenzüberschreitenden Luftverkehr, ihre Einflüsse auf die
operationellen Prozesse und damit auf die Wirtschaftlichkeit des Flugbetriebs. 

Der Pflichtenkatalog einer Fluggesellschaft im Hinblick auf die Verhinderung illegaler
Einreisen lässt sich kurz und prägnant zusammenfassen: Befördert ein
Luftverkehrsunternehmen einen Passagier ohne ausreichende Einreisedokumente und
wird diesem daraufhin die Einreise verweigert, zeichnet es sich für die sofortige
Rückführung des Passagiers verantwortlich. Aus präventiven Gesichtspunkten werden
zudem pauschale Einreisestrafen erhoben, die im Einzelfall bis zu 50.000 USD
betragen können. In Deutschland haften Fluggesellschaften gemäß der Vorgaben des
Ausländergesetzes bei der Einreise eines Passagiers ohne ausreichende Dokumentation
zusätzlich für sämtliche Kosten, die von der Ankunft des Ausländers an der
Grenzübergangsstelle bis zum Vollzug der Entscheidung über die Einreise entstanden
sind. Diese Haftung ist verschuldensunabhängig. Auch wenn eine
Dokumentenfälschung de facto auch bei größtmöglicher Sorgfalt nicht erkennbar war,
muss die Fluggesellschaft für alle Folgekosten aufkommen. Die Kosten für Unterkunft,
Verpflegung, medizinische Betreuung und Rückführung können im Einzelfall schnell
auf einen Betrag von bis zu 35.000 € ansteigen. Allein wenige Fälle illegaler Einreisen
können somit schnell die Wirtschaftlichkeit einer Flugstrecke in Frage stellen.

So einfach sich die rechtlichen Vorgaben für ein Luftverkehrsunternehmen darstellen
lassen, umso schwieriger gestaltet sich deren Durchsetzung bei der Beförderung von
jährlich weit über 50 Millionen Fluggästen, die an einer der 180 Lufthansa-Stationen in
ein Lufthansa-Flugzeug steigen. Insbesondere für eine Linienfluggesellschaft mit
hohem Umsteigeverkehr wie Lufthansa ist allein die Feststellung der notwendigen
Dokumentation für den Flug eines Passagiers eine Herausforderung. Welche
Dokumente, welche Visa benötigt ein chinesischer Passagier, der mit Lufthansa von
Kiew über München und Frankfurt nach Caracas reisen möchte? Selbst wenn der
Check In Mitarbeiter diese knifflige Frage gelöst hat, kann er keineswegs sicher sein,
dass die vorgelegten Dokumente auch echt sind. Lufthansa-Stationspersonal wird in
enger Zusammenarbeit mit der Bundespolizei regelmäßig geschult, um Fälschungen
von Pässen und Visa zu erkennen. Mehrere tausend Passagiere werden jährlich
aufgrund von Dokumentenfälschungen von vorneherein vom Flug ausgeschlossen. Der
Erfolg der Kooperation zwischen Bundespolizei und Lufthansa zeigt sich auch darin,
dass die Zahl illegaler Einreisen im Vergleich zum Passagierwachstum in den letzten
Jahren deutlich zurückgegangen ist. Fälle illegaler Einreise lassen sich jedoch trotz
intensiver Schulung des Personals und umfangreicher Profiling-Maßnahmen nicht
völlig ausschließen. So waren allein in diesem Jahr ca. 400 illegaler Einreisen durch
Lufthansa-Passagiere zu verzeichnen. Insbesondere in Fällen von
Falschbeurkundungen sowie bei so genannten Transitabspringern, die an sich einen
Anschlussflug in ein Drittland gebucht haben, dann aber im Transitland einreisen
möchten, sind die Möglichkeiten der Fluggesellschaften stark eingeschränkt. Vernichtet
dann ein Passagier – was häufiger vorkommt - auch noch seine Dokumente, wartet eine
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echte Sysiphusarbeit auf die Behörden. Sie muss Reisewege und Nationalität des
Passagiers feststellen, damit eine Rückführung veranlasst werden kann. In der
Zwischenzeit fallen ganz erhebliche Kosten an, die, sofern sich die Beförderung durch
eine bestimmte Fluggesellschaft nachweisen lässt, von dieser zu tragen sind.

In vielen Fällen werden sich illegale Einreisen auch beim gezielten Einsatz neuer
Technologien nicht verhindern lassen. Gleichwohl verbleiben Handlungsfelder, bei
denen die Nutzung neuer technischer Verfahren einerseits illegale Einreisen erschweren
oder zumindest die Abwicklung eines gescheiterten Einreiseversuchs erleichtert kann,
andererseits aber auch die Prozesse bei der Abfertigung von Passagieren beschleunigt
werden können. Bei der Frage nach neuen Technologien fällt dabei unweigerlich das
Stichwort „Biometrie“. Lufthansa hat bereits in verschiedenen Projekten die Integration
biometrischer Verfahren in die Abfertigungsprozesse untersucht, so zum Beispiel das
Projekt „Personifizierte Bordkarte“, bei der der Fingerabdruck beim Check In erfasst
wird und codiert auf der Bordkarte angedruckt wird. Bei einem erneuten Abgleich des
Fingerandrucks beim Boarding lässt sich so feststellen, dass der einsteigende Passagier
mit dem identisch ist, der auch für den Flug eingecheckt hat. Eine Tatvariante illegaler
Einreisen, nämlich das Austauschen von Dokumenten und Bordkarten im
Transitbereich eines Flughafens, ließe sich so verhindern. Noch setzt ein solches
Verfahren allerdings das Einverständnis des Passagiers voraus und ist somit nicht für
die Verhinderung illegaler Einreisen geeignet. 

Hilfreich wäre unter Umständen auch die Aufnahme biometrischer Daten in Reisepässe
und Visa. Ein solches Verfahren könnte helfen, eine Nutzung falscher und verfälschter
Dokumente zu unterbinden, in dem am Check In ein Abgleich der Identität der im
Dokument ausgewiesenen Person mit der das Dokument vorlegenden Person
vorgenommen wird. Dies setzt aber voraus, dass der Fluggesellschaft ein solcher
Abgleich technisch und rechtlich möglich ist. Um einen Abgleich der Identität
durchführen zu können, muss der Fluggesellschaft derselbe Datensatz vorliegen wie der
ausstellenden Behörde. Allein die Übermittlung dieser Datensätze dürfte sich als
schwierig erweisen. Die Erfahrung zeigt – und hier liegt das eigentliche Dilemma -,
dass illegale Einreise vorwiegend aus solchen Destinationen erfolgt, die vor Ort
unzureichende Bedingungen, insbesondere eine unzureichende IT-Infrastruktur,
aufweisen. Bevor die sicherlich sehr komplexe und damit schwierige Lösung dieser
Probleme angegangen wird, sollte zunächst die Frage des Nutzens biometrischer
Verfahren eingehend untersucht werden. Steht dem hohen Aufwand bei der
Implementierung biometrischer Verfahren insbesondere in Staaten mit unsicheren
technischen und rechtlichen Rahmenbedingungen tatsächlich auch eine zu erwartende,
signifikante Absenkung der Fälle illegaler Einreisen gegenüber oder ist vielmehr eine
Verdrängung auf andere Varianten illegaler Einreisen zu erwarten? Lohnt der Fokus
auf neue technische Verfahren oder ist möglicherweise ein Ausbau der bestehenden
Prozesse zur Verhinderung illegaler Einreisen wie z.B. Einsatz von
Dokumentenberatern an kritischen Auslandsstationen und Profiling insgesamt
erfolgversprechender? Hier sind noch umfangreiche Vorarbeiten zu leisten, bei denen
aus Sicht der Luftverkehrsindustrie u.a. folgende Aspekte Berücksichtigung finden
sollen:

- Das Flugzeug ist ein Massenverkehrsmittel. Jedes neue technische Verfahren,
welches bei der Passagierabfertigung zur Anwendung kommt, muss daher
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effizient und stabil laufen. So sind bei über 50 Mio. Passagieren, die jährlich in
Frankfurt abfliegen, auch geringe Fehlerquoten nicht hinnehmbar. 

- Grenz- und Luftsicherheitskontrollen sind aufgrund der ständig steigenden
Anforderungen bereits heute der Hauptengpass an vielen Flughäfen. Weitere
technische Verfahren dürfen nicht zu einer weiteren Verlangsamung der
Passagierströme führen, sondern müssen vielmehr deren Beschleunigung
dienen.

- Die Steuerung von Migration ist eine staatliche Aufgabe. Maßnahmen zur
Verhinderung illegaler Einreisen müssen daher auch vom Staat finanziert
werden. 

- Der Einsatz von Biometrie muss durch klare rechtliche Rahmenbedingungen
abgesichert werden. Insbesondere die Zulässigkeit der Speicherung und
Verarbeitung von Daten durch Fluggesellschaften muss eindeutig geregelt
werden. 

Insgesamt erscheint eine Nutzung von Biometrie weniger für die Verhinderung
illegaler Einreisen aus Drittstaaten geeignet, als vielmehr für die Beschleunigung und
Vereinfachung der Ein- und Ausreiseprozesse an deutschen Flughäfen. Mit dem Projekt
der „automatisierten, biometriegestützten Grenzkontrolle“ am Flughafen Frankfurt ist
hier bereits ein vielversprechender Ansatz verfolgt worden, den es weiter auszubauen
gilt. Durch solche Verfahren läßt sich die Spreu vom Weizen trennen. Wenn die als
unkritisch angesehenen Passagiere automatisierte Grenzkontrollen nutzen, schafft dies
Personalkapazitäten, um noch gezielter illegale Einreisen aufdecken zu können. Denn
die Dunkelziffer nicht entdeckter illegaler Einreisen dürfte nach wie vor beachtlich
sein.


